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Antrag Kanton Zustän-
digkeit 

Stand der Umsetzung 

1) Instrumente    

Reduktion der grenzüberschrei-
tenden Luftbelastung auf interna-
tionaler Ebene 

BL (2004) 
BS (2004) 

UVEK 
(BAFU) 

Am 13.12.2005 ist in der Schweiz das Protokoll von Göteborg im Rahmen der Konvention über weiträumige grenz-
überschreitende Luftverunreinigung (Genfer Luftreinhaltekonvention) der europäischen Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen (UNECE) in Kraft getreten. Es legt nationale Emissionsobergrenzen für die Emissionen 
von SO2, NOx, NH3 und flüchtigen organischen Verbindungen (VOC) für das Zieljahr 2010 und danach fest. Zur 
Erreichung dieser Ziele schreibt das Protokoll Grenzwerte vor für Schadstoffemissionen aus Verbrennungsanla-
gen (Heizungen und industrielle Anlagen), für Emissionen von Lösungsmitteln, für Abgase von Motorfahrzeugen 
sowie für Ammoniakemissionen aus der Landwirtschaft. Dank der in den letzten Jahrzehnten getroffenen Mass-
nahmen hat die Schweiz die ersten Ziele des Protokolls für 2010 erreicht. 

Weitere Emissionsverringerungen sind aber nötig, um die wirkungsorientierten Ziele bezüglich Gesundheitsschä-
den sowie der Eutrophierung und Versauerung von Ökosystemen zu erreichen. Die Protokollparteien haben des-
halb am 4.5.2012 einer Revision des Protokolls von Göteborg zugestimmt. Das revidierte Protokoll legt nationale 
Emissionsreduktionsziele für 2020 fest; neben den oben erwähnten Schadstoffen wurde zusätzlich Feinstaub 
(PM2.5) in das Protokoll aufgenommen. Die Emissionsgrenzwerte wurden entsprechend verschärft und erweitert. 
Die Umsetzung des revidierten Protokolls in Europa wirkt sich für die Luftqualität in der Schweiz positiv aus, be-
sonders bei den Schadstoffen, die grossräumig transportiert werden wie Ozon und Feinstaub sowie bei der Stick-
stoffdeposition. Das revidierte Göteborg-Protokoll trat für die Schweiz am 22. Oktober 2019 in Kraft.  

Eine entsprechende Anpassung von verschiedenen Emissionsgrenzwerten erfolgte in der Schweiz im Rahmen 
der Revision der Luftreinhalte-Verordnung (LRV) vom 11. April 2018. 

Die Schweiz hat die Ziele des revidierten Göteborg-Protokolls fristgerecht erreicht. Die nächste Revision des Pro-
tokolls ist in Planung. 

Differenzierung der Immissions-
grenzwerte (IGW) für Feinstaub 
(PM2.5, Anzahl Partikel) 

Zentral-CH 
(Antrag 

3.2.2006) 

UVEK 
(BAFU) 

Gestützt auf die Empfehlungen der Eidgenössischen Kommission für Lufthygiene (EKL) von 2013 (Feinstaub in 
der Schweiz 2013) hat der Bundesrat hat am 11. April 2018 die Änderung der LRV genehmigt, womit ein Immissi-
onsgrenzwert für PM2.5 von 10 µg/m3 im Jahresmittel eingeführt wurde. An ausgewählten Standorten des Natio-
nalen Beobachtungsnetzes für Luftfremdstoffe (NABEL) wird seit 2005 die Anzahlkonzentration von ultrafeinen 
Partikeln gemessen. Die EC (Russ)-Messungen an einer Vielzahl von Standorten über längere Zeit hinweg zeigen 
einen starken Rückgang der Konzentrationen.  

Im Jahr 2021 hat die Weltgesundheitsorganisation (WHO) neue Richtwerte für Luftschadstoffe publiziert. Die EKL 
hat diese neuen Empfehlungen der WHO und deren Bedeutung für die Schweizer LRV bewertet. Sie hat im No-
vember 2023 für die Schadstoffe SO2, NO2, CO, O3, PM10 und PM2.5 die Anpassung der LRV unter Berücksich-
tigung der WHO-Richtwerte und damit eine Senkung bzw. Ergänzung der IGW empfohlen. Für Russ und die Par-
tikelanzahl empfiehlt die EKL aufgrund noch ungenügender Evidenz oder fehlender Referenzmessverfahren im 
Einklang mit der WHO keine IGW, sondern macht Handlungsempfehlungen zur Überwachung und Reduktion der 
Belastung. Der Bund prüft die neuen Empfehlungen der EKL und eine allfällige Anpassung der LRV.   

Lufthygienische Emissionsziele 
der Schweiz 

BS/BL 
(2025) 

UVEK 
(BAFU) 

Zurzeit prüft das UVEK die Umsetzung der Empfehlungen der Eidgenössischen Kommission für Lufthygiene zur 
Anpassung der Immissionsgrenzwerte in der LRV. Dabei wird die erwartete Entwicklung der Luftqualität beurteilt 

https://www.bafu.admin.ch/de/unece-ubereinkommen-ueber-weitraeumige-grenzueberschreitende-luftverunreinigung-clrtap
https://www.bafu.admin.ch/de/unece-ubereinkommen-ueber-weitraeumige-grenzueberschreitende-luftverunreinigung-clrtap
https://www.news.admin.ch/de/nsb?id=43922
https://www.bafu.admin.ch/de/goeteborg-protokoll-ueber-weitraeumige-grenzueberschreitende-luftverunreinigung
https://www.ekl.admin.ch/inhalte/ekl-dateien/themen/Feinstaub_in_der_Schweiz_2013.pdf
https://www.ekl.admin.ch/inhalte/ekl-dateien/themen/Feinstaub_in_der_Schweiz_2013.pdf
https://www.ekl.admin.ch/inhalte/dateien/pdf/EKL-231120_de_orig.pdf
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und der weitere Handlungsbedarf abgeschätzt. Einbezogen werden mögliche Synergien mit anderen Politikberei-
chen, insbesondere den Klimazielen. Bezüglich des Nutzens von emissionsmindernden Massnahmen bzw. gerin-
gerer Luftschadstoffbelastung liegen mit der Studie Quantifizierung des Gesundheitsnutzens der neuen Luftquali-
tätsleitlinien der Weltgesundheitsorganisation in der Schweiz (2023) aktuelle Daten vor. Parallel zu diesen Arbeiten 
laufen im Rahmen der Genfer Luftreinhaltekonvention auf internationaler Ebene Verhandlungen zur Aktualisierung 
der Emissionsreduktionsverpflichtungen. Die Schweiz engagiert sich aktiv an diesen Verhandlungen. 

2) Feuerungsanlagen / In-

dustrie 

   

Förderung von schwefel- und 
stickstoffarmem Heizöl EL 

BS (2010) 
BL (2010) 

UVEK 
(BAFU) 

Die LRV und auch die Schweizer Heizölnorm SN EN 181160-2 definieren zwei Qualitäten von Heizöl Extraleicht, 
nämlich die Euroqualität und Ökoheizöl schwefelarm. Bei Ökoheizöl ist der Schwefelgehalt auf 50 mg/kg limitiert 
und auch der Stickstoffgehalt ist deutlich geringer.  

Seit dem 1. Juni 2023 darf in Anlagen bis 5 MW nur noch Ökoheizöl zum Einsatz kommen, während die Euroqua-
lität nur noch in Anlagen über 5 MW eingesetzt werden darf, ebenso wie Heizöl Mittel und Schwer. 

Emissionsreduktion bei kleinen 
Holzfeuerungen (Verschärfung 
der Emissionsgrenzwerte, Mess-
pflicht) 

BE (2015) UVEK 
(BAFU) 

Der Antrag verlangte, die LRV-Anforderungen für kleinere Feuerungen zu überarbeiten, insbesondere eine Mess-
pflicht für holzbetriebene Zentralheizungen einzuführen, einen tieferen Emissionsgrenzwert für Kohlenmonoxid 
(CO) festzulegen sowie durch erweiterte Betriebsvorschriften für einen besseren Anlagenbetrieb – und dadurch 
für geringere Emissionen – zu sorgen.  

Mit der LRV-Änderung vom 11.4.2018 hat der Bundesrat einen Feinstaub-Grenzwert bei Holzfeuerungen bis 
70 kW Leistung eingeführt und die Grenzwerte für CO verschärft. Gleichzeitig wurden Vorschriften für die Feue-
rungskontrolle mit periodischen Emissionsmessungen bei Holzheizkesseln erlassen. Für letztere wurde auch eine 
Pflicht für die Installation von Wärmespeichern erlassen. 

Reduktion der Ethanol-Emissio-
nen aus Grossbäckereien 

AG (2023) UVEK 
(BAFU) 

Das BAFU plant, im Rahmen einer Arbeitsgruppe mit Vertretern des kantonalen Vollzugs und der Branche sowie 
mit Spezialisten für Abluftreinigung den Stand der Technik im Bereich der Ethanol-Emissionen aus Grossbäcke-
reien abzuklären. Basierend auf den Erkenntnissen sollen geeignete Massnahmen zur Minderung der Emissionen 
geprüft werden. 

Anpassung und kontinuierliche 
Überwachung der Emissions-
grenzwerte für Schwefel- und 
Stickoxide für die Raffineriefeue-
rungen (Anhang 2 Ziffer 312) 

NE (2024) UVEK 
(BAFU) 

Die Umsetzung des Antrages erfordert eine sorgfältige Analyse des aktuellen Stands der Technik. Das BAFU wird 
sich mit dieser Fragestellung befassen. Unabhängig davon besteht die Möglichkeit mittels kantonalem Massnah-
menplan ergänzende oder verschärfte Emissionsbegrenzungen auf kantonalem Gebiet zu erlassen. 

Wärmespeicher bei Pelletsfeue-
rungen und Feststoffgrenzwert für 
Holzfeuerungen über 70 und bis 
500 kW 

BS/BL 
(2025) 

UVEK 
(BAFU) 

Im Zusammenhang mit der laufenden Prüfung der Umsetzung der Empfehlungen der Eidgenössischen Kommis-
sion für Lufthygiene zur Revision der LRV werden auch weitere emissionsmindernde Massnahmen bei Holzfeue-
rungen erwogen, u. a. eine Ausweitung der Wärmespeicherpflicht auf Pelletsfeuerungen unter 70 kW und eine 
Verschärfung des Grenzwerts für Feststoffe bei Holzfeuerungen über 70 und bis 500 kW. 

3) Landwirtschaft    

Überprüfung/Anpassung des Ba-
siswerts für den N-Ausnutzungs-
grad in der Nährstoffbilanz bei der 

ZH (2016) 
 
 

WBF 
(BLW) 

Seit 1.1.2024 sind gemäss LRV auf Flächen mit Hangneigung bis 18 Prozent flüssige Hofdünger mit emissionsar-
men Systemen auszubringen, wenn diese Flächen auf dem Betrieb insgesamt 3 oder mehr Hektare betragen. 

https://www.bafu.admin.ch/dam/en/sd-web/aOjlxQB9RBbh/quantifizierung-des-gesundheitsnutzens-der-neuen-luftqualitaetsleitlinien-der-weltgesundheitsorganisation-in-der-schweiz.pdf
https://www.bafu.admin.ch/dam/en/sd-web/aOjlxQB9RBbh/quantifizierung-des-gesundheitsnutzens-der-neuen-luftqualitaetsleitlinien-der-weltgesundheitsorganisation-in-der-schweiz.pdf
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-70373.html
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Anrechnung der N-Effizienz im 
Rahmen des ÖLN  

Überarbeitung der Suisse-Bilanz 
und Verbesserung ihres Vollzugs 

 
 

ZBPUK 
(2021) 

Im Rahmen des ÖLN werden die Auswirkungen dieser neuen Bestimmung auf die Nährstoffflüsse berücksichtigt. 
Bei Berechnungen der Nährstoffbilanz wird ab 2024 für die schleppschlauchpflichtige Fläche von geringeren Nähr-
stoffverlusten ausgegangen. Ausserdem muss ab 2024 die Bilanz gemäss Direktzahlungsverordnung dem Bedarf 
der Kulturen entsprechen und muss ohne den Fehlerbereich von 10% erfüllt werden. 

Integration des Milchharnstoff-
werts in das Modell Agrammon 

ZG (2016) 
 

BS/BL 
(2017) 

UVEK 
(BAFU) 

WBF 
(BLW) 

Ab 2026 wird eine neue Modellversion von Agrammon für einzelbetriebliche Berechnungen auf www.agrammon.ch 
aufgeschaltet. Die neue Version wird Berechnungen der Stickstoffausscheidungen von Milchkühen basierend auf 
dem Milchharnstoffwert ermöglichen, ergänzend zum aktuellen Ansatz mittels Korrektur nach Futterkomponenten. 

Das BLW prüft ausserdem die Integration der Berücksichtigung des Milchharnstoffwertes in die Methodik Suisse-
Bilanz. 

Reduktion der Laufflächen in 
Mehrflächenlaufställen 

ZG (2016) 
BS/BL 
(2017) 

WBF 
(BLW) 

Der Antrag verlangt eine Prüfung der Laufhofflächen im Tierwohlprogramm RAUS. Für Mehrflächenlaufställe mit 
Aussenklima soll geprüft werden, ob die Laufhofflächen reduziert bzw. überdacht werden können. 
 
Mit dem freiwilligen Tierwohlprogramm RAUS fördert der Bund den regelmässigen Auslauf im Freien. Während 
der Vegetationszeit findet dieser Auslauf auf einer Weide statt, im Winter anstatt auf der Weide auf einer teilüber-
dachten Auslauffläche. Die Fragestellung rund um das Tierwohl und Ammoniakemissionen ist nach wie vor aktuell. 
Im Rahmen der Arbeiten zur AP30+ wird auch dieses Thema adressiert. Wichtig ist in diesem Zusammenhang 
auch, dass die Kantone bereits heute die Kompetenz haben, im Einzelfall festzulegen, welcher Teil der Auslauf-
fläche als überdacht gilt. 

Verlängerung des Beitrags für 
emissionsmindernde Ausbringver-
fahren über 2019 hinaus 

BS/BL 
(2017) 

WBF 
(BLW) 

UVEK 
(BAFU) 

Die Förderung ist seit dem 1.1.2024 abgelöst durch Vorschriften in der LRV und Integration in den ökologischen 
Leistungsnachweis in der Direktzahlungsverordnung. Damit ist dem Anliegen zur Emissionsminderung entspro-
chen. 

Zentrale Beratungsstelle Ammoni-
akverluste für Landwirtschaftsbe-
triebe, Planer und Behörden 

BS/BL 
(2017) 

WBF 
(BLW) 

Das Projekt „Nationale Drehscheibe Ammoniak“, das vom Bund und von den meisten Kantonen finanziell unter-
stützt wird, deckt wesentliche Elemente des Antrags ab. Im Rahmen dieses Projektes wird zurzeit unter anderem 
die Internetplattform www.ammoniak.ch betrieben, die Praxis, Vollzug und Forschung verbindet. 

Einführung eines Ampelsystems 
für den Austrag von Gülle 

BS/BL 
(2025) 

UVEK 
(BAFU) 

WBF 
(BLW) 

Vollzugshilfen und Merkblätter von Bund und Kantonen sensibilisieren hinsichtlich der Umsetzung einer guten 
landwirtschaftlichen Praxis. Dazu gehört auch die Wahl der Zeitfenster für die Ausbringung von Gülle. Ein Ampel-
system kann für die Betriebe ein sinnvolles Hilfsmittel zur Ermittlung dieser Zeitfenster sein. In der Praxis sind 
allerdings weitere Elemente zu berücksichtigen, beispielsweise Pflanzenbedarf, Bodenschutz oder betriebliche 
Gründe. Eine zwingende Beachtung eines Ampelsystems würde erhebliche Herausforderungen für die Betriebe 
wie auch die Kontrollen mit sich bringen. Eine nationale Lösung wird daher nicht in Betracht gezogen. 

4) Strassenverkehr    

Verlagerung des Ferngüterver-
kehrs auf die Schiene 

GL (2001) UVEK 
(BAV) 

Die Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene wird durch die leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe 
(LSVA), die Modernisierung der Bahninfrastruktur, die Steigerung der Effizienz im Rahmen der Umsetzung der 
Alpeninitiative sowie durch flankierende Massnahmen angestrebt. Die Überprüfung geschieht im Rahmen des 
„Monitoring flankierende Massnahmen“ (MFM). Das Teilprojekt Monitoring flankierende Massnahmen Umwelt 
(MFM-U) kontrolliert die Auswirkungen der Verlagerung auf die Luft- und Lärmbelastung. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1986/208_208_208/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2013/765/de
https://www.bafu.admin.ch/de/mfm-u
https://www.bafu.admin.ch/de/mfm-u
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Das Güterverkehrsverlagerungsgesetz (GVVG) wurde am 1.1.2010 in Kraft gesetzt und löste das Verkehrsverla-
gerungsgesetz ab. Am Verlagerungsziel von 650'000 LKW pro Jahr, die die Alpen durchqueren dürfen, wurde 
festgehalten. Die Frist zur Erreichung des Ziels wurde allerdings auf 2019, zwei Jahre nach Eröffnung des Gotthard 
Basistunnels, verschoben. Mit dem GVVG wird auch die Grundlage für die Alpentransitbörse (ATB) gelegt. 

Der Verlagerungsbericht 2015 zeigt, dass der Schienengüterverkehr durch die Alpen sich erfolgreich entwickelt, 
hat: Die Schiene hat gegenüber der Strasse mit 68,6% im ersten Halbjahr 2015 den höchsten Marktanteil erreicht, 
seit 2001 die LSVA und die 40-Tonnen-Limite eingeführt wurden. Gleichzeitig ist die Zahl der jährlichen Lastwa-
genfahrten von rund 1,4 auf 1 Million zurückgegangen. Wegen Frankenstärke, tiefen Treibstoffpreisen und tieferen 
Abgeltungen ist der alpenquerende Gütertransport per Bahn stark gefordert. Die Inbetriebnahme des Gotthard-
Basistunnels Ende 2016 stellt einen bedeutenden Schritt dar und gibt dem Verlagerungsprozess einen weiteren 
wichtigen Impuls. 

Der Bundesrat (BR) hat am 7.12.2015 zusätzliche Massnahmen beschlossen, um die Verlagerung des alpenque-
renden Güterverkehrs von der Strasse auf die Schiene weiter zu fördern: Per Anfang 2017 wurde die LSVA erhöht 
und den Bahnen werden zeitlich befristet tiefere Trassenpreise für die Nutzung der Transitstrecken verrechnet. 
Damit wird die Verlagerung konsequent fortgeführt. 

Gemäss Verlagerungsbericht 2023 hat Ende 2022 der Transportanteil auf der Schiene 72,9% erreicht. Das ge-
setzlich festgelegte Verlagerungsziel bezüglich alpenquerender Fahrten von LKW wurde erneut nicht erreicht. 

Differenzierung der Abgaben im 
Rahmen von Mobility Pricing mit 
lufthygienischen Kriterien 

BE (2015) 

 

AG (2023) 

UVEK 
(ASTRA) 

Der Konzeptbericht Mobility Pricing des BR (2016) besagt, dass das Ziel von Mobility Pricing das Brechen von 
Verkehrsspitzen und die gleichmässigere Auslastung der Verkehrsinfrastrukturen sei. Mobility Pricing könne je-
doch Mitnahmeeffekte, wie beispielsweise Umwelteffekte, erzeugen. Wie der Bericht zeigt, hängen die Umwelt-
wirkungen von der Ausgestaltung des Mobility Pricing ab. Unter dem Grundprinzip „pay as you use“ hält der Bericht 
fest, dass die Grundsatzfrage der Anlastung der externen Kosten nicht einbezogen wurde, auch wenn sich die 
Tarifgestaltung u.a. an ökologischen Kriterien orientieren könne. 

Mit zeitlich befristeten Pilotversuchen sollen wichtige Fragen geklärt werden, etwa wie Mobility Pricing konkret 
ausgestaltet werden soll und wie es wirkt. In diesem Prozess soll auf die Forderungen zur Deckung von externen 
Kosten (wie Umweltschäden) bzw. zur Reduktion der verkehrsbedingten Umweltschäden durch Mobility Pricing 
eingegangen werden. In diesem Rahmen könnte auch die Wirkung von Tarifgestaltungen nach ökologischen, ins-
besondere nach lufthygienischen Kriterien geprüft werden. 

Der Bund unterstützt Machbarkeitsstudien zur weiteren Konkretisierung von Mobility-Pricing-Projekten. Zusam-
men mit interessierten Kantonen und Gemeinden sowie der SBB hat das UVEK fünf Projektideen dazu bestimmt. 
Gestützt auf die Erkenntnisse aus den Machbarkeitsstudien und der Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens 
wird der Bundesrat sodann über das weitere Vorgehen entscheiden 

Einführung einer CO2-Abgabe auf 
Treibstoffe oder eine indirekte 
Verteuerng 

AG (2023) UVEK 
(BAFU) 

Der Bundesrat hat am 16. September 2022 die Botschaft zum revidierten CO2-Gesetz für die Zeit von 2025 bis 
2030 verabschiedet. Die Vorlage nimmt die Bedenken, welche zur Ablehnung des totalrevidierten CO2-Gesetzes 
im Juni 2021 geführt haben, auf und enthält keine neuen oder höheren Abgaben. Die Vorlage sieht vor, dass die 
Importeure von Benzin und Diesel weiterhin einen Teil der CO2-Emissionen dieser Treibstoffe mit Klimamassnah-
men im In- und Ausland ausgleichen müssen. Der Bundesrat soll die Kompetenz haben, den Anteil der auszuglei-
chenden CO2-Emissionen zwischen 5 und höchstens 90 Prozent zu bestimmen. Der maximale Treibstoffauf-
schlag, welcher für die Finanzierung der Klimamassnahmen an der Tanksäule dafür erhoben werden darf, soll 
unverändert bei 5 Rappen pro Liter bleiben.  

https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-59825.html
https://www.bav.admin.ch/de/berichte-und-zahlen
https://www.uvek.admin.ch/uvek/de/home/verkehr/mobility-pricing.html
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Feldüberwachung der Motorfahr-
zeugemissionen / Nachkontrollen 
und Behebung der Defizite 

 

BE (2015) 

ZH (2016) 

BS/BL 
(2017) 

ZBPUK 
(2021) 

AG (2023) 

UVEK 
(ASTRA) 

Infolge der Abgasmanipulationen wurden nebst der Labormessungen auch zusätzliche Anforderungen, soge-
nannte «Realdrive Emission» als Teil der Typengenehmigung eingeführt. Diese EU-weit und in der Schweiz bereits 
umgesetzten Massnahmen bewirken, dass die Fahrzeuge auch auf reelle Emissionen im Strassenbetrieb geprüft 
werden und die entsprechenden Grenzwerte einhalten müssen. Mit der sukzessiven Erneuerung des Fahrzeug-
parks wird dieses Instrument seine Wirkung entfalten. Als weiteren Schritt ist das ASTRA daran, die Marktüber-
wachung aufzugleisen. Diese zielt auf verschiedene technische Systeme der Fahrzeuge und insbesondere auch 
auf die Überprüfung des Abgasverhaltens. Das in der EU bereits etablierte Instrument der Marktüberwachung ist 
der vom Kanton Aargau vorgeschlagenen Massnahme AB-2 vorzuziehen. Damit wird ein Instrument geschaffen, 
das der internationalen Stossrichtung entspricht und das namentlich auch aus Kostengründen anzustreben ist. 

Verschärfung Typengenehmi-
gungsverahren (Abschalteinrich-
tungen, Messzyklen bei tiefen 
Temperaturen) 

BS/BL 
(2017) 

 

UVEK 
(ASTRA, 
BAFU) 

Die EU hat die Schwächen des bisherigen Typengenehmigungsverfahrens erkannt, welches im Fahrbetrieb hö-
here Emissionen zulässt, als die Grenzwerte im Prüfverfahren erwarten lassen. Mit der Einführung der aktuellen 
Norm Euro 6d-TEMP wurde ein erster Schritt zur Korrektur eingeleitet. Diese neue Norm beinhaltet unter anderem 
einen neuen Prüfzyklus (WLTP), die Begrenzung der „Real Driving Emissions“ und eine Verschärfung der Prüfbe-
dingungen zur Einschränkung der Möglichkeiten betreffend Verwendung von Abschalteinrichtungen für die Ab-
gasreinigung. Der neue WLTP-Prüfzyklus, welcher die bekannten Mängel des bisherigen Testverfahrens (NEFZ) 
ausmerzt, wurde im Rahmen der UNECE entwickelt. In den entsprechenden Arbeitsgruppen ist neben der EU und 
anderen mitinteressierten Partnern (aussereuropäische Staaten, Nichtregierungsorganisationen) auch die 
Schweiz vertreten. Der Bund wird sich im Rahmen seiner Möglichkeiten in diesen Arbeitsgruppen dahingehend 
einsetzten, dass die Prüfverfahren so weiterentwickelt werden, dass die Emissionen der Fahrzeuge im realen 
Fahrbetrieb weiter gesenkt werden können. 

Nachrüstung manipulierter Diesel-
fahrzeuge 

BS/BL 
(2017) 

 

UVEK 
(ASTRA) 

Fahrzeuge, die noch den bisherigen Abgasnormen entsprechen und im Fahrbetrieb höhere Emissionen aufwei-
sen, als es die im Prüfzyklus anwendbaren Grenzwerte erwarten lassen, sind nicht gesetzeswidrig, da dieser 
Sachverhalt aufgrund der bisherigen Vorschriften zulässig war. Gesetzeswidrig waren allerdings Fahrzeuge mit 
Abschalteinrichtungen, welche schon nach den bisherigen Vorschriften verboten waren, wie beispielsweise die bei 
gewissen Fahrzeugen festgestellte Prüfstandserkennungssoftware. Bei solchen Fahrzeugen wurde deshalb rasch 
ein Zulassungsstopp verfügt und bei den schon in Verkehr gelangten Fahrzeugen, im Rahmen eines Rückrufs, die 
Instandstellung verlangt.  

Periodische Kontrolle der Diesel-
partikelfilter im Rahmen der Mo-
torfahrzeugkontrolle 

ZBPUK 
(2021) 

UVEK 
(ASTRA) 

Trotz OBD-System, amtlichen Nachkontrollen auf den Strassenverkehrsämtern und Servicechecks in den Gara-
gen wurden defekte Partikelfilter mit den bisherigen Messverfahren nicht erkannt. Der Bundesrat hat in der Beant-
wortung der Motion Moser (19.3381) «Defekte und missbräuchlich umgebaute Dieselfahrzeuge erkennen und 
kantonale Fahrverbote wegen Feinstaub vermeiden» in Aussicht gestellt, dass die Nachkontrolle dem Stand der 
Technik angepasst werden soll. Die mit der Partikelanzahl-Messung ergänzte UVEK-Abgaswartungsverordnung 
wurde am 1. Januar 2023 in Kraft gesetzt. Damit werden defekte Partikelfilter zuverlässig erkannt, das Anliegen 
ist erfüllt. 

Transport von Kies, Aushub und 
anderer Massengüter im Auftrag 
des Bundes mit der Bahn 

ZH (2016) UVEK 
(ASTRA, 
BAV, 
BAZL) 

Die Verlagerung von Gütertransporten von der Strasse auf die Bahn ist grundsätzlich eine geeignete Massnahme 
zur Verminderung der Emissionen. Voraussetzung ist jedoch, dass die Massnahme unter den gegebenen Rah-
menbedingungen verhältnismässig ist. Die bestehende Möglichkeit, entsprechende Auflagen im Rahmen des 
UVP- bzw. Planbewilligungsverfahrens zu machen, wird vom Bundesrat als zweckdienlich und ausreichend erach-
tet. 

Förderung von alternativen (emis-
sionsfreien) Antriebsformen 

BS/BL 
(2025) 

UVEK 
(BAFU) 

Für die Zeit bis 2030 hat das Parlament die Massnahmen im Bereich Förderung emissionsfreier Antriebe im CO2-
Gesetz geregelt, insbesondere verschärfte CO2-Emissionsvorschriften für neue Fahrzeuge und die Förderung von 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2002/596/de
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elektrischen Antriebstechnologien in der konzessionierten Personenbeförderung. Die Förderung von Ladestatio-
nen hat es in der Schlussberatung abgelehnt. Für die Zeit nach 2030 wird der Bundesrat Massnahmen prüfen. 

Mit der Teilrevision des Schwerverkehrsabgabegesetzes, die der Bundesrat an seiner Sitzung vom 28. Mai 2025 
zuhanden des Parlaments verabschiedet hat, wird das Tarifsystem neu ausgerichtet. Ab 2029 sollen auch 
elektrisch angetriebene Lastwagen der LSVA unterstellt werden. Um die Modernisierung und Dekarbonisierung 
voranzutreiben, können elektrisch angetriebene Lastwagen bis in das Jahr 2035 von Rabatten auf der LSVA pro-
fitieren. 

Rasche Einführung der EURO 7-
Norm 

BS/BL 
(2025) 

UVEK 
(BAFU) 

Im Bereich Strassenverkehr ist die Schweiz an internationale Abkommen gebunden. Deshalb sind seit 1995 die 
Vorschriften für Strassenfahrzeuge in der Schweiz mit denjenigen der EU harmonisiert. Die EU hat die Daten für 
die Einführung der EUR0-7-Norm festgelegt. Der Bundesrat beabsichtigt, die international anwendbaren Vorschrif-
ten zeitgleich mit der EU in Kraft zu setzen. 

Indirekte Emissionen von Fein-
staub durch Aufwirbelung und Ab-
rieb 

BS/BL 
(2025) 

UVEK 
(BAFU) 

Im Auftrag des BAFU wurde ein neues Modell zur differenzierteren Berechnung der Feinstaubemissionen (PM2.5-
Emissionen) des Strassenverkehrs entwickelt und 2025 in die neueste Version des «Handbuches für Emissions-
faktoren des Strassenverkehrs» integriert. In den kommenden Jahren soll die Genauigkeit der Daten laufend ver-
bessert werden. Wesentlich herausfordernder ist es, die PM2.5-Emissionen des Schienenverkehrs zu bestimmen. 
Das Emissionsverhalten beim Kontakt von Rad und Schiene hängt von verschiedenen Parametern wie Gewicht, 
Geschwindigkeit oder Beschleunigung ab. Hier werden die Möglichkeiten für vertieftere Abklärungen geprüft. 

5) Non-road Fahrzeuge und Maschinen 

Verschärfte Emissionsbegrenzun-
gen bei mobilen Maschinen und 
Geräten (allgemein) 
 
 
 
Emissionsbegrenzung von diesel-
betriebenen Maschinen und Ge-
räten ab 18 kW gemäss Anh. 4 
Ziff. 33 LRV 

BL (2004) 
BS (2004) 
ZH (2002) 
Zentral-CH 

(2008) 
 

ZH (2016) 
 
 

UVEK 
(ASTRA, 
BAFU) 

Die per 1. Januar 2017 in Kraft gesetzte europäische Verordnung (EU) 2016/1628 regelt die Emissionen von nicht 
für den Strassenverkehr bestimmten mobilen Maschinen und ersetzt die bisherige Richtlinie 97/68/EG. Die Anfor-
derungen der neuen Verordnung wurden in der Schweiz für alle neuen, mobilen Maschinen ohne Strassenzulas-
sung per 1. Juni 2018 mittels einer Anpassung der LRV eingeführt.  

 

Partikel-Emissionsbegrenzungen 
für Maschinen und Geräte ab 
560kW bzw. kleiner als 19kW 
Leistung 

AG 2023 UVEK 
(ASTRA, 
BAFU) 

Der Bund verfolgt die Arbeiten der EU im Bereich der Abgasabgasvorschriften für Maschinen und Geräte. Sollte 
die EU beabsichtigen, die entsprechenden Vorschriften zu überarbeiten, würde er sich dafür einsetzen, dass der 
Leistungsbereich der Motoren, für welche ein Partikelanzahl-Grenzwert gilt, ausgeweitet wird.   

Einführung einheitlicher Emissi-
onsbegrenzungen bei Notstrom-
aggregaten 

BS/BL 
(2025) 

UVEK 
(BAFU) 

Für (stationäre) Notstromgruppen, die während höchstens 50 Stunden pro Jahr betrieben werden, gelten nach der 
LRV erleichterte Anforderungen (u. a. für Stickoxide). Eine Empfehlung zur Harmonisierung des Vollzugs wird 
zurzeit durch eine Arbeitsgruppe des Cercl'Air unter Leitung der Kantone und Mitwirkung des BAFU aktualisiert. 

Um die bestehenden Anforderungen der LRV für staubförmige Emissionen bzw. Dieselruss von Notstromgruppen 
einzuhalten, sind in der Regel Diesel-Partikelfilter nötig. Nicht konforme Anlagen können schon heute basierend 
auf den geltenden Anforderungen der LRV saniert werden. Gleiches gilt auch für Notstromgruppen in der ergän-
zenden Reserve. 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A02016R1628-20220717
https://cerclair.ch/assets/pdf/32-2016-09-30-D-Notstromgruppen-Emissionsminderung.pdf
https://www.bafu.admin.ch/dam/de/sd-web/f1whDeg5LKnl/umweltauswirkungen_von_notstromgruppen_bei_einer_strommangellage.pdf
https://www.bafu.admin.ch/dam/de/sd-web/f1whDeg5LKnl/umweltauswirkungen_von_notstromgruppen_bei_einer_strommangellage.pdf

